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Abkassierer, 
Populist und 
Wendehals 


Die Mär von der sozialen Gerechtigkeit 


Als Bürgermeister von Würselen verweigerte 
er jede weitere Flüchtlingsaufnahme (Seite 
7), als EU-Parlamentspräsident forderte er, 
daß Deutschland mehr Flüchtlinge aufnehmen 
müsse (Seite 8) - ein ! Im EU- 
Parlament bewies er sich als 

(Seite 3). Jetzt tingelt er durch die Lande für 
»soziale Gerechtigkeit« - ein ! 
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Das offene Wort 


Wir wollten 
es nicht glauben ...! 


Seit einiger Zeit kreist im 
Internet eine Aussage von 
Martin Schulz, dem Kanzler- 
kandidaten der SPD, mit der 
sich auch die Gemeinde der 
E-Mail-Versender gegenseitig 
bombardiert — leider ohne ge- 
richtsfeste Beweisbelege. 


Schulz habe gesagt, das neue 
Deutschland existiere nur, um 
die Existenz des Staates Isra- 
el sicherzustellen. 


Ein typischer Fall von »Haß- 
Mails« und »Fake News«? 


Wo und wann hat er das ge- 
sagt? Wer behauptet, daß er 
das gesagt habe? 


Wir haben recherchiert: Das 
Zitat ist tatsächlich erschie- 
nen, und zwar in der israe- 
lischen Zeitung Haaretz am 
14.2.2014 in englischer Spra- 
che (siehe Seiten 5-6). 


Der, der das Gespräch mit 
Schulz geführt und darüber in 
Haaretz berichtet hat, ist Avra- 
ham Burg, zeitweise Präsident 
der Knesset, des israelischen 
Parlaments. Sein politischer 
Lebenslauf bietet kaum Anlaß, 
ihn einer Falschbehauptung 
zu bezichtigen und an der 
Richtigkeit seiner Behauptung 
zu zweifeln. 


Warum haben sich unsere 
sogenannten »Leitmedien« 
vor drei Jahren nicht mit den 
brisanten und folgenschweren 
Fragen beschäftigt, die sich 
aus solcher Sinngebung der 
Bundesrepublik ergeben? 
Warum hat der deutsche 
Otto Normalbürger nichts 
davon erfahren? fragt sich 
Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 
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Der Heilsbringer 
und seine Vorgänger 


Eine Jesusstatue mit dem Kopf 
des Herrn Schulz. Solche Foto- 
montagen erschienen schon in 
der Presse. 


Die SPD umjubelt ihn als Heils- 
bringer aus dem Umfrage- und 
Vertrauenstief und offenbar ge- 
hen viele Bundesbürger ihm auf 
den Leim, die der »Mutti Merkel« 
ihre Willkommenskultur der un- 
begrenzten Zuwanderung nicht 
verzeihen können. 


»Soziale Gerechtigkeit« ver- 
spricht er, wie die aussehen soll, 
weiß aber keiner. 


Wie war das mit der »sozialen 
Gerechtigkeit« bei seinen Vor- 
gängern? 

Nur einige Beispiele: 


Franz Müntefering 


wetterte gegen die Zwei-Prozent- 
Mehrwertsteuererhöhung als 
nicht akzeptierbare »Merkelsteu- 
er«, nach der Wahl einigte man 
sich auf drei Prozent! 


Pensionsanspruch zum 1.9.2007: 
7.320 Euro monatlich (lt. Bund 
der Steuerzahler). 


Walter Riester 


führte als Bundesminister für Ar- 
beit- und Sozialordnung seine 
»Riester-Rente« ein, ein Gold- 
regen für die Versicherungskon- 
zerne, deren Raten die sozial 
Schwachen aber gar nicht zahlen 
können, und wenn doch, wird sie 
ihnen später bei der Grundsiche- 
rung wieder abgezogen. 


Für sich selbst baute er wäh- 
renddessen eine Luxusbleibe in 
Österreich (vgl. UN 5/2000). 


Peer Steinbrück 


rettete als Finanzminister der 
Merkel-Regierung in der Finanz- 
krise 2008-2009 auf Kosten der 
Steuerzahler die Großbanken, 
die sich verzockt hatten und trat 
für eine gemeinsame Schulden- 
haftung in Europa auf Kosten 


SPIEGEL DER ZEIT 


der deutschen Steuerzahler und 
Sparer ein. 


Pensionsanspruch zum 1.9.2007: 
9.330 Euro monatlich (lt. Bund 
der Steuerzahler). 


War und ist das die »soziale 
Gerechtigkeit« der SPD? 


Daß er im Oktober 2016 bekannt- 
gab, nach seinem Ausscheiden 
aus dem Bundestag Berater des 
Vorstandes der ING-DiBa zu wer- 
den, rundet das Bild ab. 


Gerhard Schröder 


trat als sozialdemokratische Ba- 
sta-Kanzler die »soziale Gerech- 
tigkeit« durch Einführung seiner 
Agenda 2010 mit Füßen. Am Tag 
nach der Wahl Merkels zur Bun- 
deskanzlerin gab er sein Bundes- 
tagsmandat zurück. Seitdem war 
oder ist er Berater der Rothschild 
Bank (2006-2016) und diverser 
internationaler Konzerne, Lobby- 
ist und hochbezahlter Vortrags- 
redner, angeblich zu Preisen von 
50.000 bis 75.000 Euro. 


Als Vorsitzender der zum Gaz- 
prom-Konzern gehörenden Nord 
Stream AG soll er angeblich jähr- 
lich 250.000 Euro verdienen. 


Man darf gespannt sein, ob 
und wie Martin Schulz eines 
Tages diesen Vorbildern und 
ihrer Mär von der sozialen Ge- 
rechtigkeit nacheifern wird! 


ZUM NACHDENKEN: 


»Habe Mut, 
dich deines 


eigenen 
Verstandes zu 
bedienen!« 


Immanuel Kant, 1784 
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Martin Schulz - der Abkassierer 


Er mimt den einfachen Mann, doch ist nicht anders, als alle an- 
deren abgehobenen Berufspolitiker auch. Man fragt sich als po- 
litisch denkender Deutscher, was für eine Rock-Star-Hysterie um 
den SPD-Kanzlerkandidaten Martin Schulz derzeit abgeht. 


Die SPD liege »im "Sonn- 
tagstrend" erstmals seit zehn 
Jahren wieder vor der Union«, 
meldete SPIEGEL ONLINE am 
19.2.2017. Mit 33 Prozent hätte 
die SPD demnach die CDU (32 
Prozent) an jenem Sonntag um 
einen Prozent überflügelt, wenn 
Bundestagswahlen gewesen 
wären. Eine rot-rot-grüne Koaliti- 
on hätte die knappe Mehrheit im 
Bundestag erhalten. »Ausschlag- 
gebend für den Stimmungs- 
wandel zugunsten der SPD ist 
offenbar die Kür des früheren 
EU-Parlamentspräsidenten Mar- 
tin Schulz zum Kanzlerkandida- 
ten«, hieß es dazu im SPIEGEL- 
Bericht. 


Die »PR« von Schulz ist genial. 
Er könne die einfachen Leute ver- 
stehen, weil sein Nachbar Feuer- 
wehrmann sei. Aha! Den »zuhö- 
renden Kanzlerkandidat« nannte 
ihn die WAZ am 16.2.2017 an- 
läßlich seiner Ruhrpott-Tournee. 
»Mittwoch trifft er Ford-Arbeiter 
in Köln, Pflegekräfte in Moers 
und abends Feuerwehrleute in 
Marxloh. Donnerstagmorgen ab- 
solviert der SPD-Kanzlerkandidat 
seinen ersten Termin in Essen: 
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bei der Jugendberufshilfe in 
Rellinghausen. Bei jungen Men- 
schen, deren Biografien ähnliche 
Verwerfungen aufweisen wie sei- 
ne eigene. 


Er schaut angehenden Malern 
über die Schulter und kostet Ku- 
chen bei den Köchen [...] Auf 
Menschen zugehen und mit ih- 
nen ins Gespräch kommen, die- 
se Disziplin beherrscht er aus 
dem Effeff.« 


Schulz wolle nicht Oberlehrer 
sein, sondern Zuhörer. Gerne 
greifen Medien wie die WAZ 
diese Wahlkampagne auf und 
schwärmen: »Martin Schulz ent- 
stammt einfachen Verhältnissen, 
bricht die Schule ab und greift 
zur Flasche, als seine Profi-Fuß- 
ballerkarriere scheitert. Doch er 
fängt sich, wird Buchhändler und 
Politiker, Bürgermeister und EU- 
Abgeordneter.« 


Die WAZ-Leser wußten das klar 
zu deuten. Die Kommentarspal- 
ten empörten sich: »... so ein 
Artikel ist eine Frechheit und hat 
nichts, aber auch rein gar nichts 
mit objektiven, unabhängigem, 
überparteilichem und qualitativ 
hochwertigem Journalismus zu 


tun«, schreibt ein Leser mit Kür- 
zel thom_se. »Der Werdegang 
dieses Überdemokraten, sein 
Einsatz für weniger Rechte des 
Parlaments in der EU, wird völlig 
ausgeblendet. Und wofür? Für 
den Glauben, die Menschen wür- 
den dem nächsten Blender eben- 
so auf den Leim gehen wie der 
Lichtgestalt Schröder«, kommen- 
tierte ein anderer. 


Multimillionär Schulz 


Schulz mag ein Mann aus dem 
Volk gewesen sein. Er ist es lan- 
ge nicht mehr. 


»Martin Schulz verdiente die 
letzten fünf Jahre mehr als An- 
gela Merkel, mehr als Gerhard 
Schröder, als Helmut Kohl, als 
Helmut Schmidt, als Willy Brandt 
usw. — Doch auch das reichte ihm 
offensichtlich noch nicht. Schulz 
kassierte 280.000 EUR netto im 
Jahr«, schrieb der Finanzspezia- 
list Jürgen Fritz von der MLP Cor- 
porate University in The Euro- 
pean am 17.2.2017. Er rechnete 
den Jahresverdienst von Martin 
Schulz in einem längeren Beitrag 
vor (hier von uns gekürzt und auf 
den Punkt gebracht): 


Zusätzlich zum 


m Grundgehalt über 99.000 Euro 
brutto jährlich, 


m der allgemeinen Kostenpau- 
schale über 51.500 Euro jähr- 
lich (steuerfrei), 


m der Residenzzulage von etwa 
44.000 Euro jährlich (steuer- 
frei) und 


m der Repräsentationszulage 
über 17.000 Euro jährlich 


erhielt er ab 2012 auch noch 


m eine Sitzungspauschale von 
304 Euro pro Tag. 


Diese Sitzungspauschale erhielt 
er als Präsident des Europä- 
ischen Parlaments im Gegensatz 
zu den normalen Abgeordneten 
nicht nur an den tatsächlichen 
Sitzungstagen, an denen er teil- 
genommen hat, sondern jeden 


EIN VORBILDLICHER SOZIAL(VER)DIENER! 
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110.960 € 


»Die fragwürdigen Tagegelder von EU-Parlamentariern | REPORT MAINZ | 
DAS ERSTE | SWR« (Bildschirmausdruck über YouTube) 


Tag. Und nicht nur von Montag 
bis Freitag, auch Samstag und 
Sonntag, auch an Feiertagen, 
auch wenn er krank war, auch im 
Urlaub. 


Martin Schulz bekam die Sit- 
zungspauschale an 365 Tagen 
im Jahr. Ergibt zusammen noch- 
mals ca. 111.000 Euro pro Jahr 
— steuerfrei. 


Ist es glaubhaft, daß jemand, der 
netto etwa 767 Euro pro Tag 
»verdient«, und zwar auch dann, 
wenn er keinen Handschlag 
macht, durch Zuhören die Pro- 
bleme des einfachen Volkes ver- 
stehen kann? 


»Das Millionenvermögen von 
Martin Schulz kommt nicht aus 
einer erfolgreichen Arbeit als 
Unternehmer oder von einem 
Lottogewinn, sondern von den 
europäischen Steuerzahlern, ins- 


besondere von den deutschen 
Steuerzahlern, die er zusammen 
mit den Grünen und Linken, dar- 
auf deutet vieles hin, zukünftig 
noch mehr schröpfen möchte«, 
kritisiert Fritz zurecht. 


Der Verwaltungsrechtier und 
Parteienkritiker Professor Hans- 
Herbert von Arnim nannte die Sit- 
zungsgelder einen Mißbrauch in 
Form eines verschleierten, steu- 
erfreien Zusatzeinkommens. 


Nun könnte man zugunsten von 
Schulz fragen: Was kann denn 
Schulz dafür, daß ihm die Eu- 
rokratur als hörigem Diener das 
Geld in den Rachen geworfen 
hat? Aber so unschuldig fühl- 
te er sich beim Aufhalten seiner 
Hände doch nicht. Als Journali- 
sten der ARD-Sendung »Report 
Mainz« Schulz im Jahr 2014 auf 
die Sitzungsgelder ansprachen 
und fragten: »Bekommen Sie es 


Den Schwarzen einheizen? 


Von Dankbarkeit überwältigt ob seines umjubelten Auftritts im Willy- 
Brandt-Haus am 28.1.2017 äußerte sich Martin Schulz auf Twitter 


(siehe Abdruck). 


Den »Schwarzen einhei- 
zen«? Diese Formulierung 


verstört uns zutiefst! Sollte 
mit Schulz ein Rassist für 
die SPD ins Kanzler-Ren- 


emana i totaa 


ich danke euch. Für das Vertrauen. Für die 
Unterstützung 


morgen heizen wir den Schwarzen ein! 


Für diesen Tag. Danke, Und ab 


„us WARUDRMRDE 


nen gehen? Steckt in dem 
Mann aus Würselen ein verkappter Ku-Klux-Klan-Anhänger? Wir 
wissen es nicht. Eins ist aber sicher: Der dynamische Martin wird 
auch in den nächsten Monaten noch für manchen Lacher sorgen! 
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oder nicht?«, antworte Schulz im 
Weggehen zackig und laut mit 
»Nein!« 


Der heute durch Schulz bis zum 
Erbrechen vorgeführte Volksflü- 
sterer-Und-Aufmerksamer-Zuhö- 
rer-Blick war in diesem Bericht 
nicht zu sehen (Diese Report- 
Mainz-Sendung ist [noch] pro- 
blemlos z.B. bei YouTube 
http://youtu.be/XvsRNFlyntO 
zu sehen). 


Der »AfD-Killer 
im Ruhrgebiet« 


Vom Eurokraten zum Volksver- 
steher? Ein volksnaher Erlöser 
in Zeiten von »die da oben« und 
»Lügenpresse«? 


Mitnichten! Schulz hat eine Mis- 
sion in einer Entscheidungs- 
schlacht über die Abschaffung 
unseres Volkes und seiner Wer- 
te, in der das Volk den Etablierten 
in Medien und Politik ein für alle- 
mal wegzulaufen droht. 


Wirklich ehrlich ist der umseitig 
zitierte WAZ-Bericht nur in dem 
kurzen Hinweis auf diese Missi- 
on: »Die Wahlkampfstrategen in 
der Berliner Parteizentrale wis- 
sen nur allzu gut, wie sehr die 
Rechtspopulisten um enttäusch- 
te Stammwähler in den Herz- 
kammern der Sozialdemokratie 
buhlen. Deshalb haben sie für 
Schulz jetzt eine wichtige Rolle 
vorgesehen: die des „AfD-Killers 
im Ruhrgebiet”.« 


Martin Schulz — er ist nicht attrak- 
tiv, er strahlt nichts aus, steht für 
keine neue Politik und repräsen- 
tiert als gerade erst aus Brüssel 
heimgekehrter Eurokrat das Ge- 
sicht einer volksfernen Elite, die 
hierzulande auf Skepsis stößt. 


Ob der sich ankündigende Sie- 
geszug des Martin Schulz Fake 
News oder bloß eine Behaup- 
tung geschickt manipulierter Um- 
fragen sind oder ob die befragten 
Deutschen den letzten Funken 
Verstand verloren haben, wissen 
wir nicht. Wir wissen nur, warum 
dieser Mann im Herbst genauso 
wenig Bundeskanzler werden 
darf wie Angela Merkel. 


VERDIENEN STATT DIENEN? 


Unabhängige Nachrichten » Ausgabe 3/2017 ° S. 5-8 


Darf dieser 
Mann wirklich 
Kanzler werden? 


EU-Parlamentspräsident Martin Schulz mit Reuven Rivlin, dem zehnten Staatspräsidenten Israels 


SPD-Kanzlerkandidat Martin Schulz: 


Ume) 


Haaretz, 14.2.2014 
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Ein »machthungriger« 
»Populist« will»führen«! 


Martin Schulz, der Prediger für 
noch mehr EU, ist jetzt Kanzler- 
kandidat der SPD für die kom- 
mende Bundestagswahl. Das 
Nachrichtenmagazin DER SPIE- 
GEL attestiert ihm »Machthun- 
ger«. Die Welt betitelt ihn als »lu- 
penreiner Populist« und für den 
stern ist er »der nette Populist«. 


Im EU-Parlament hat es bereits 
mehrere Nazi-Vorwürfe gegen 
Schulz gegeben und nun hagelt 
es Populismusvorwürfe. Sollte 
das die Strategie der SPD sein, 
mit einem Mann ins Feld zu zie- 
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hen, der alle Vorwürfe vorweisen 
kann, die auch gegen den größ- 
ten Konkurrenten — die AfD - er- 
hoben werden, um so auf Stim- 
menfang zu gehen? 


Wahrscheinlich wurde nie seit 
1945 das »FÜHREN« in Deutsch- 
land so populär gemacht, wie es 
gerade der SPD-Kanzlerkandidat 
praktiziert. 


O-Töne Martin Schulz: »Wir wol- 
len die Regierung FÜHREN«, 
»Die SPD will [...] die FÜHREN- 
DE Regierungspartei im Lande 
werden«, »Dieses Land braucht 
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[...] eine neue FÜHRUNG«. »Die 
SPD hat den FÜHRUNGsan- 
spruch auf dieses Land«. 


Was würde nur der »FÜHRER« 
zu diesem »machthungrigen« 
»Populisten« sagen? 


Soviel zum Führungsanspruch 
des Martin Schulz. Er hat aber 
auch noch eine andere Seite, 
dieser sollten wir Beachtung 
schenken: 


»Für mich existiert das neue 
Deutschland nur, um die Exi- 
stenz des Staates Israel und 
des jüdischen Volkes sicher- 
zustellen.« 


Diese Äußerung soll Schulz, der 
im Jahr 2013 mit der Ehrendok- 
torwürde der Hebräischen Uni- 
versität Jerusalem ausgezeichnet 
wurde, gegenüber Avraham Burg 
geäußert haben. Avraham Burg 
ist ein ehemaliger hochrangiger 
Politiker der israelischen Arbeits- 
partei haAwoda. 1985 wurde er 
Berater von Israels Ministerpräsi- 
denten Schimon Peres. 1999 bis 
Anfang 2003 war Burg Präsident 
der Knesset, dem Parlament des 
Staates Israel. Am 14.2.2014 ver- 
öffentlichte Avraham Burg in der 
israelischen Tageszeitung Haa- 
retz einen Artikel, in dem er die- 
ses Zitat von Martin Schulz der 
Öffentlichkeit zugänglich machte. 


Darf dieser Mann wirklich 
Deutschland regieren? 
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Es war einmal: ein Bürgermeister 


Würselen versperrt 
Asylbewerbern Tore 


Schulz: „Versorgungsmöjglichkeiten erschöp 


Von ELKE GRAF 


Würselen. — Eine Kommune kündigt den 
zivilen Ungehorsam an. B eister 
Martin Schulz meldet „Land unter“ in der 
Ve Asylsuchender. Die Lei- 
stungsfähigkeiten erscheinen in der dritt- 
größten Stadt des Nordkreises erschöpft. 
Bis auf weiteres will die Stadt keine Asyl- 
begehrenden mehr aufnehmen. 

Die Großparteien der Düvelstadt empfeh- 
len unisono der Verwaltung eine restriktive 
Handlungsmöglichkeit, die eine weitere 
Zuwanderung drastisch beschneiden wird. 
Ohne den „zivilen Ungehorsam“ zeichne 
sich keine Möglichkeit mehr ab, dem wach- 
senden Flüchtlingsstrom Herr zu werden. 
Organisatorische, personelle und finanziel- 
le Reserven seien verbraucht. 

Die Statistik verrät: Mitte Dezember ‘88 
zählte Würselen 165 Asylsuchende; zehn 
Monate später hatte sich die Quote bereits 
auf 222 hochgeschraubt. Während am 30. 
Oktober ‘90 exakt 398 Flüchtlinge gemeldet 
waren, gipfeln die Zahlen inzwischen über 
der 600er Marke. Das Dilemma zwischen 
„Humanität und dem Ende der Leistungs- 
kraft“ kristallisiert sich in den Verwaltungs- 
mauern. Laut Gesetzestext muß die Kom- 
mune die zugewiesenen Anwärter unter- 
bringen und finanziell unterstützen; seit 
Jahresbeginn müht sich Würselens Fach- 
amt um Wohnraum für 150 Asylbewerber. 


Belastung des Etats 
In Privatunterkünften leben zur Zeit 295 
Asylsuchende, für 77 mietet die Stadt Ho- 
telzimmer an, städtische Übergangsheime 
und Notunterkünfte nehmen 230 Personen 
auf. Weitere Herbergen im traditionellen 
Bereich sind ausgeschlossen, Container ste- 
hen ebensowenig zur Verfügung. Sechs 
Übergangsheime hat Würselen in den ver- 
gangenen zwölf Monaten erworben oder 
angemietet - arge Belastung des Etats. 
„Das Ende der Fahnenstange ist erreicht“, 
erkennt Bürgermeister Martin Schulz. Der 
Sozialdemokrat, der nach wie vor humani- 
täre Aspekte sowie eine Berechtigung des 
Asylrechts an die Spitze seiner Überlegun- 
gen stellt, sieht inzwischen keinen anderen 
Weg, als sich zu verweigern. „Wir sind nicht 
in der Lage, auch nur einen weiteren Be- 
werber aufzunehmen.“ 
Das nordrhein-westfälische Verfahren, das 
den Kommunen Einreisende zuweist, funk- 
tioniert über einen Landesschlüssel, der ak- 
~ zeptiert wird. Die Crux bilden die Direkt- 
meldungen. Dort beißt sich die Katze in den 


Schwanz: Der Asylbewerber sucht das Rat- 
haus in Würselen auf (eine Stadt, in der vie- 
le seiner Landsleute leben) das ihn an den 
Kreis verweist. Die Ausländerbehörde des 
Kreises schickt den Antragsteller jedoch an 
die Stadt zurück, in der er sich unmittelbar 
nach der Einreise gemeldet hat. Das Bleibe- 
recht erhält seit geraumer Zeit keiner der 
Würselen zugesprochenen Bewerber. Nige- 
rianer, die das Gros der Vorsprechenden 
stellen, haben die geringsten Chancen, ak- 
zeptiert zu werden. 

Mißbrauch des Grundrechts auf Asyl lasse 
sich beweisen. „Wenn wir so etwas schlei- 

fen lassen, öffnen wir Schlepperorganisa- 
tionen Tür und Tor“, befürchtet Schulz. Ei- 
ner Aushöhlung des begründeten Rechts 
will er jedoch einen Riegel vorschieben. 
Nicht zuletzt um jene Menschen, die wegen 
tatsächlicher Verfolgung Schutz suchen, 
nicht zu gefährden. 


„Verteilung“ reformieren 

Der Wanderungsstrom ließe sich indes ein- 
dämmen, ohne das Asylrecht im Grundge- 
setz zu reformieren. Zauberwort sei eine 
Änderung der Außenpolitik. Schulz: „Gera- 
de in Afrika erscheint die Bundesrepublik 
als das Gelobte Land. Die Konsequenzen 
einer solchen Falschdarstellung des sozia- 
len Bildes haben die Kommunen auszu- 
baden.“ 

Unabdingbar erscheint dem Kommunalpo- 
litiker eine Reform des Verteilungssystems 
auf Kreisebene. Doch Änderung verlange 
auch der Landesschlüssel, ebenso wie das 
Asylverfahren selbst beschleunigt werden 
müsse; letztendlich sei an einer Quotierung 
kaum vorbeizukommen. Der Kreis Aachen 
solle und wolle sich mit einem „Warenbe- 
zugssystem“ zumindest ein wenig aus der 
Bedrouille helfen. Etwa ein Drittel des So- 
zialhilfe-Regelsatzes werde demnach bar 
ausgezahlt, rund 48 Prozent als Waren 
scheine, 18 Prozent wird anteilig zur Wohn- 
kostendeckung einbehalten. 


Allein 

Von Land und Bund fühlen sich die Würse- 
lener kläglich allein gelassen. Düsseldorf 
sei überfordert, Bonn ignoriere das Thema. 
Die Kreistagsfraktion der Sozialdemokra- 
ten signalisierte jedoch Verständnis für die 
prekäre Situation und versprach der Düvel- 
stadt Hilfe: sie soll zunächst keine weiteren 


. Bewerber beherbergen müssen. Thema der 


Sozialausschußsitzung vom g n Mitt- 
woch = ein neues Umlageverfahren für die 
Kreiskommunen. ° 


Aachener Nachrichten, 21.3.1991 
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Es war einmal: ein Parlamentspräsident 


Bereits im Jahr 2013 machten wir auf die Flüchtlingspolitik des Herrn Martin Schulz, damals EU-Parla- 
mentspräsident, heute Kanzlerkandidat der SPD, aufmerksam. Getreu dem Motto »Gegen das Vergessen« 
hier ein Abruck aus den UN 10/2013: 


Mehr Flüchtlinge nach Deutschland! 


Der Präsident des Europäischen 
Parlaments, Martin Schulz 
(SPD), fordert einen radikalen 
Kurswechsel in der europäischen 
Einwanderungspolitik. 


F, 


Martin Schulz (SPD), seit 2012 Präsident 
des Europäischen Parlaments 


»Europa muß endlich anerken- 
nen, daß es ein Einwanderungs- 
kontinent ist«, sagte Schulz 
in einem Gespräch mit SPIE- 
GEL ONLINE (14.10.2013). Wir 
bräuchten »ein legales Einwan- 
derungssystem.« Alle großen 
Einwanderungsregionen dieser 
Erde wie die USA, Australien und 


Kanada hätten »moderne Ge- 
setze, die legale Zuwanderung 
regeln«. 


Leider kommt Schulz in seinem 
Gespräch nicht auf den Zaun zu 
sprechen, den die Vereinigten 
Staaten an der Grenze zu Mexiko 
gezogen haben, um die illegale 
Einwanderung zu erschweren. Er 
sieht »die legale Einwanderung 
mit Hoffnung« verbunden, die die 
Menschen davon abhalten wür- 
de, »sich unmoralischen Schlep- 
pern auszuliefern, die aus ihrer 
Hoffnungslosigkeit ein Geschäft 
machen. « 


Schulz forderte zudem die Ein- 
führung eines Verteilungsschlüs- 
sels, der die Aufnahme von Ein- 
wanderern nach Europa regelt. 
»Wenn Sie 10.000 Flüchtlinge 
auf einer Insel wie Lampedu- 
sa haben, die 6.000 Einwohner 
zählt, ist das für die Insel eine 


Katastrophe. Wenn Sie 10.000 
Menschen unter 507 Millionen 
Europäern in 28 Mitgliedstaaten 
verteilen, ist das machbar«, so 
Schulz weiter. 


Gleichzeitig erneuerte er seine 
Forderung, daß Deutschland 
mehr Flüchtlinge aufnehmen 
müsse: »Wir sind das reichste 
und ein politisch starkes Land 
in der EU, unsere Regierung 
muß ihren Führungsanspruch 
wahrnehmen«. »Wir können es 
uns leisten — finanziell und was 
die Aufnahme von zusätzlichen 
Flüchtlingen angeht«. 


Der SPD-Politiker hat wohl ver- 
gessen, daß Deutschland eines 
der am dichtesten besiedelten 
Länder Europas ist und laut 
amtlichen Angaben bereits über 


15 Millionen »Menschen mit 
Migrationshintergrund« beher- 
bergt. 
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Offener Brief 
an die Bundesregierung 


Brigadegeneral a.D. Reinhard 
Uhle-Wettler (geb. 1932) ist 
keiner, den man als »Rechtspo- 
pulisten« diffamieren kann, 
sondern ein hochgeachteter 
Offizier, ehemals Komman- 
deur eines Fallschirmjägerba- 
taillons, einer Panzerbrigade 
und einer Luftlandedivision der 
Bundeswehr. 


Am 6.2.2017 richtete er einen 
Offenen Brief an die Bundesre- 
gierung, den wir hier mit seiner 
ausdrücklichen Genehmigung 
abdrucken. 


Bekannt wurde Uhle-Wettler 
als Autor zahlreicher zeitkriti- 
scher Artikel und besonders 
durch sein Buch »Die Überwin- 
dung der Canossa-Republik« 
(Hohenrain-Verlag 1996). 


Reinhard Uhle-Wettler, Brig. Gen. a.D, 

Timmendorfer Strand, 

6. Februar 2017 

»Offener Brief an die Bundesre- 
gierung 


Der letzte Akt? 


Unsere Vorfahren setzten ihr 
Leben für den Bestand von Volk 
und Vaterland ein. Sie kämpften 
gegen die Ungarn, die Mongolen, 
die Türken und die Bolschewi- 
sten. Erstmals in der Geschichte 
unseres Volkes hat Deutschland 
eine politische Klasse, die es in 
aller Offenheit darauf anlegt, das 
deutsche Volk, auf dessen Wohl 
sie verpflichtet ist, gezielt in eine 
multiethnische, multikulturelle 
und multireligiöse Bevölkerung 
zu verwandeln. Deutschland 
„verändert“ sich, ist aus den Füh- 
rungsgremien und der Presse zu 
vernehmen. Dies ist die Folge 
der verderblichen historischen 
Entwicklung. 


Der Zweite Dreißigjährige Krieg 
(1914-1945) entmachtete, dezi- 


mierte, schwächte und beraubte 
das Deutsche Reich entschei- 
dend und beendete schließ- 
lich seine Existenz. Nahezu ein 
Drittel des Reiches wurde ab- 
getrennt und die deutsche Be- 
völkerung daraus mit Mord und 
Totschlag vertrieben. Das in vier 
Besatzungszonen geteilte Rest- 
deutschland, die Bundesrepublik 
Deutschland unter der Herrschaft 
der westlichen Alliierten sowie 
die Deutsche Demokratische 
Republik unter der Herrschaft 
der Sowjetunion mußten sodann 
eine mehr als 45jährige Besat- 
zung erdulden. Diese führte im 
Rahmen einer von langer Hand 
wissenschaftlich geplanten und 
durchgeführten Umerziehung 
(Re-education), auch „Rezivili- 
sierung" genannt (Wolffsohn) zur 
Zerstörung der deutschen Seele 
und zur Schaffung eines neuen 
Deutschen. 


Die über viele Jahrhunderte ge- 
wachsene Wertewelt, die Tra- 
ditionen und Verhaltensnormen 
wurden planvoll abgebaut und 
durch eine Bußkultur in Verbin- 
dung mit kultureller Kollaboration 
ersetzt, die weder Würde, noch 
Stolz noch Selbstbewußtsein 
aufkommen ließen. Nationa- 
le Interessen und Staatsraison 
galten in der Politik nicht, wie 
sonst üblich, als maßgebliche 
Größen. Volk und Nation fanden 
als herausgehobene Werte keine 
Beachtung mehr. Wer solches 
vertrat, wurde und wird bis zum 
heutigen Tage regelmäßig als 
Rechter, Rechtsextremer (Ver- 
fassungsfeind!) oder gar als Neo- 
nazi ausgegrenzt und verfolgt. 
Gern wird auch unangepaßten 
Bürgern die unbestimmbare 
Narrenkappe des „Rechtspopuli- 
sten“ aufgesetzt. 

Die Verteidigung des Eigenen 
ist obsolet. Als neues oberstes 
Ziel jeder Politik wurden die 


www.fb.com/UN. Nachrichten 


UN 3/2017 - Seite 9 


NRW: Die 
soziale Fürsorge 
der SPD-Regierung 


Auf Steuergelder verzich- 
ten? Das geht gar nicht! 


In Dorsten hatten sich die 
Lokalpolitiker aufgrund der 
maroden Stadtfinanzen geei- 
nigt, auf eine Erhöhung ihrer 
Aufwandsentschädigungen 
zu verzichten. 


Ein im November 2016 be- 
schlossenes NRW-Gesetz 
sieht vor, daß die Vorsitzen- 
den der kommunalen Aus- 
schüsse jetzt Anspruch auf 
monatlich 386 Euro haben. 


Einstimmig entschied der 
Dorstener Stadtrat, daß die- 
se zusätzliche Aufwand- 
sentschädigung für alle Aus- 
schüsse nicht gezahlt wird. 
Von den damit eingesparten 
42.000 Euro solle ein neuer 
Arbeitsplatz im Tiefbauamt 
geschaffen werden. 


Doch das Innenministerium 
des Herrn Jäger (SPD) erhob 
Einspruch: Ausnahmen von 
der Regel seien nur für ein- 
zelne Ausschüsse möglich, 
aber nicht für alle. 
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NRW-Innenminister Ralf Jäger SPD) 


Der Bürgermeister: »Die Bür- 
ger bekommen es mit: Wir 
müssen überall sparen. Da 
ist es nur richtig, daß wir das 
auch bei uns tun. Wir sind 
bereit, das vor dem Verwal- 
tungsgericht zu klären.« 


Es ist wirklich rührend, wie 
sehr sich SPD-Innenminister 
Ralf Jäger um die Fürsorge 
für die Funktionäre kümmert. 
Ist das die »soziale Gerech- 
tigkeit« der SPD, mit der 
sie Wählerstimmen fangen 
will? 


GEGEN DIE AUFLÖSUNG VON VOLK, NATION UND KULTUR 
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Menschenrechte propagiert, die 
weltweit zu verwirklichen seien. 
Dieses utopische Ziel entspricht 
genau dem missionarischen 
Weltherrschaftsanspruch der 
Vereinigten Staaten von Ameri- 
ka. Dieser wird von der US-ame- 
rikanischen Großwirtschaft und 
Finanzoligarchie in Form eines 
Kapitalismus getragen, den Viele 
auch als Raubtier- oder Turboka- 
pitalismus bezeichnen. 


Eine wesentliche Verstärkung 
findet dieser Kapitalismus durch 
die besonders in Deutschland 
mächtige Ideologie des Kom- 
munismus, vor allem in der Aus- 
prägung des antifaschistischen 
Sozialimus. Dieser war von An- 
fang an international (Proletari- 
er aller Länder vereinigt Euch!) 
und kann wie auch der Kapita- 
lismus (Verbraucher aller Länder 
vereinigt Euch!) nur gedeihen, 
wenn sich die alten organisch 
gewachsenen Ordnungen von 
Familie, Volk und Nation zugun- 
sten der angestrebten neuen 
Weltordnung auflösen. Diese 
führt unweigerlich zur Welt der 
Ameisen, (alle Menschen sind 
gleich!) deren anonyme Duftmar- 
ken bedenkenlos von den gleich- 
geschalteten Massen verfolgt 


L sebe /Le=ser, 
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werden. Der hier zum Ausdruck 
kommende utopische, universa- 
listische Ansatz, den offensicht- 
lich die Mehrheit der Deutschen 
bevorzugt, wird aber von ihren 
Nachbarn nur sehr zögerlich, 
wenn überhaupt, vertreten. Die 
Gefahr eines Deutschen Son- 
derweges und der Widerstand 
des Auslandes gegen deutsche 
Bevormundung liegen auf der 
Hand. Allen voran die Engländer, 
aber auch Franzosen, Italiener, 
Polen, Tschechen, die baltischen 
Völker, die Ungarn und andere 
lassen jedenfalls nicht erkennen, 
daß sie ihre weltweit geachtete 
Identität aufzugeben bereit sind. 


Nun hat es den Anschein, daß 
der letzte Akt der deutschen 
Tragödie angebrochen ist. Die 
von Außen in Gang gesetz- 
te Masseneinwanderung nach 
Deutschland führt durch seine 
grenzenlose Vermischung zu ei- 
ner ethnischen, kulturellen und 
religiösen Auflösung von Volk, 
Nation und Kultur, die bald un- 
umkehrbar ist. Das Zentrum Eu- 
ropas verwandelt sich in einen 
undefinierbaren „melting-pot“. 
Die Frage ist, ob Europa den Wil- 
len und die Kraft hat, dieser De- 
stabilisierung des Zentrums, die 
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sich zur Gefahr für den ganzen 
Kontinent entwickelt, energisch 
entgegenzutreten. 


Gefahr im Verzug! „Scheitert 
Deutschland?“, fragt Prof. Arnulf 
Baring. 

Thilo Sarrazin, Bundesbankdi- 
rektor a.D. sagt: „Deutschland 
schafft sich ab“, General und 
Minister a.D. Jörg Schönbohm 
sagt: „Deutschland schwin- 
det dahin, it is fading away!" 
Prof. Johann Braun sagt: „Nach 
menschlichem Ermessen hat 
Deutschland seine Zeit hinter 
sich.“ Und der Germanist Kanji 
Nishio sagt: „Durch die Strategie 
der Selbstverneinung und eth- 
nischen Selbstauflösung wird in 
einem halben Jahrhundert das 
deutsche Volk in vermischtem 
Zustand anzutreffen sein. Dann 
wird man das Deutschland des 
18. und 19. Jahrhunderts wie 
das antike Griechenland zum 
Gegenstand der Forschung ma- 
chen.“ 


Ist also Deutschland nicht mehr 
zu retten? Sind die Deutschen 
müde geworden und ergeben 
sie sich widerstandslos ihrem 
Schicksal? 

Reinhard Uhle-Wettler« 


IJAHZ pr ival: 


Alle gegen Trump? 


Die bundesdeutschen Politiker und ihre selbst- Für eine repräsentative Studie des britischen In- 
stituts Chatham House befragte die Einrichtung 
10.000 Menschen aus zehn europäischen Län- 


dern. Die Fragestellung lautete: 


ernannten »Leitmedien« überschütten uns mit 
triumphierender Häme über den vom Neupräsi- 
denten Steinmeier als »Haßprediger« bezeichne- 
ten US-Präsidenten. »Sollte jegliche Migration aus vorwiegend 


Sein Dekret, alle Einreisen aus sieben islami- muslimischen Ländern gestoppt werden?« 


In acht von zehn Ländern ergab sich dafür eine 
Mehrheit. Insgesamt befürworteten 55 Prozent 
der Befragten diese Forderung. In der BRD wa- 
ren es 53 Prozent, in Österreich sogar 65 Pro- 
zent. 


schen Staaten vorerst für 90 Tage zu stoppen, 
bis bessere Kontrollen eingeführt seien, wurde 
sogar gerichtlich aufgehoben. 


Steht er also allein gegen alle Welt? 


Die Mehrheit der E äer hat d leich 
er Was nun, Ihr grenzenlosen Gutmenschen? Noch 


mehr Zuwanderungs- und Integrationspropagan- 
da? 


Wunsch, auch wenn die gesamte Politkaste und 
Meinungsmache sich über Trump empört. 


Ihre UN-Mitarbeiter 


55 Prozent der Europäer sind auch dafür! 


IM FREUNDESKREIS 
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Milliardenschäden durch Spionage 


Wie WELT.de berichtete, soll In- 
dustriespionage anderer Staaten 
deutschen Unternehmen jährlich 
Schäden in zweistelliger Milliar- 
denhöhe verursachen. Dabei be- 
ruft man sich auf eine Studie des 
Beratungsunternehmens Corpo- 
rate Trust. Das auf Netzwerksi- 
cherheit spezialisierte Unterneh- 
men hat die NSA-Dokumente 
ausgewertet, die durch Edward 
Snowden der Öffentlichkeit zu- 
gängig gemacht wurden. 


Die deutsche Wirtschaft ist dem- 
nach offen wie ein Scheunentor, 
wenn es um Spionage geht. Und 
da bekanntermaßen der BND 
stets zu den diensteifrigsten 
Partnern der NSA gehörte und 
auf Anfrage bereitwillig Daten 
aus ganz Europa abschöpfte 
und weiterreichte, hat der eige- 
ne Nachrichtendienst mit hoher 
Wahrscheinlichkeit selbst dazu 
seinen Beitrag geleistet. 


In der Studie, die den Unabhän- 
gigen Nachrichten vorliegt, heißt 
es: 


»Die NSA ist in Deutschland 
sehr präsent und unterhält etli- 


SEPA-Lastschriftmandat 


che Standorte, unter anderem in 
Augsburg, Bad Aibling, Baumhol- 
der, Berlin, Bremerhaven, Herzo- 
genaurauch, Frankfurt, Stuttgart 
und Rothwesten bei Kassel. 


Bereits seit 1962 gibt es eine 
intensive Zusammenarbeit zwi- 
schen BND und NSA, die sich 
mittlerweile auf alle Ebenen er- 
streckt. Es werden Analysen und 
Technologien ausgetauscht so- 
wie beim Betrieb von Systemen 
und bei Einzelaktionen zusam- 
mengearbeitet. 


Laut einem NSA-internen Memo 
von 2013 steht dabei der deut- 
sche Datenschutz der Zusam- 
menarbeit immer wieder im Weg, 
es wird aber dem BND auch 
bescheinigt, daß er hart daran 
arbeitet, dennoch Wege zur Zu- 
sammenarbeit zu finden.« 


Spionage selbst ist ja nicht das 
»Übel an sich«. Spionage gibt es 
seit Ewigkeiten und selbst Jour- 
nalismus ist in einem gewissen 
Grad Spionage. Das »Übel an 
sich« liegt in der Gleichgültigkeit 
bundesdeutscher Politik. 
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»Ausspähen unter Freunden 
geht gar nicht.« Über diesen 
Satz von Kanzlerin Merkel wurde 
schon viel gelacht. Was hat sich 
seitdem geändert? 


Nichts! Die Politiker hierzulande 
quälen sich von Ausschuß zu 
Ausschuß und von Anhörung zu 
Anhörung, nur um zu erfahren, 
daß Niemand von nichts gewußt 
haben will. 


Das Bundesamt für Verfassungs- 
schutz, das in den letzten Jahren 
verstärkt mit dem NSA zusam- 
menarbeitet, widmet daher in 
seinem aktuellen »Verfassungs- 
schutzbericht 2015« der Wirt- 
schaftsspionage durch die NSA 
ganze sieben Zeilen, dem sy- 
rischen Geheimdienst dagegen 
doppelt so viele. 


Den von Wirtschaftsspionage be- 
troffenen Unternehmen kann es 
also keine Hilfe sein, sich an eine 
bundesdeutsche Institution zu 
wenden. Es hilft nur, viel Geld in 
die eigene Sicherheit zu investie- 
ren und nicht auf falsche Partner 
zu setzen. 
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KERN-AUSSAGE: 
»Ich meine, 
95 Prozent 
der Politik, 
die geho- 


In Leichtbauhallen oder Zelt- 
städten hat European Homecare 
zigtausende »Flüchtlinge« unter- 
gebracht und versorgt — und sich 
das fürstlich bezahlen lassen. 
Stadte und Gemeinden legten 
Millionen auf den Tisch. 


So auch die Stadt Essen: »/Im 
Jahr 2015 hat die Stadt Essen 
130 Millionen Euro insgesamt 
für Flüchtlinge ausgegeben, da- 
bei sind aber auch 5,1 Millionen 
für ärztliche Versorgung und Ta- 
schengeld.« 


Wie die Bild-Zeitung berichtete, 
habe die Stadt Essen zwischen 
1.900 und 9.400 Euro pro Kopf 
und Monat an die Betreiber ge- 
zahlt. Allein in Essen beher- 
bergte das Unternehmen 4.800 
»Flüchtlinge«. 


Das Unternehmen European 
Homecare konnte, vermutlich 
aufgrund solcher Verträge, sei- 
nen Jahresumsatz im Jahr 2014 
auf 38,9 Millionen Euro steigern, 


ten wird, 
besteht 

aus Insze- 
nierung« 


Österreichs Bundeskanzler 
Christian Kern (SPÖ) 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souve- 
ränität und Selbstbestimmung der Nationen, für das Heimatrecht der Völker 
im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 
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9.400 Euro monatlich 


134 Prozent mehr als im Vorjahr. 
Der Jahresüberschuß stieg von 
1,4 auf 5,3 Millionen Euro. Neue- 
re Zahlen wurden noch nicht ver- 
öffentlicht. 


Pikant wird es, wenn man be- 
denkt, daß die Firma European 
Homecare GmbH ihren Sitz in 
Essen hat. Sascha Korte, Ge- 
schäftsführer des Unterneh- 
mens, ist auch sonst ziemlich 
umtriebig: eine Recherche im 
Handelsregister bringt ihn mit 13 
weiteren Unternehmen in Verbin- 
dung. 

Für den kleinen Mann auf der 
Straße sehen solche Verträge 
dann wie erfolgreiche Lobbyar- 
beit aus. 


Besuche uns auf Facebook: 


facebook.com/ 
UN.Nachrichten 
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